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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in 
Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung  
 
Die bisherige Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals (Genehmigtes Kapital), die 
mit einem Betrag von € 41.803.632 noch nicht ausgenutzt worden ist, läuft am 12. Mai 
2011 aus. Durch den Beschluss unter Tagesordnungspunkt 8 wird eine neue 
Ermächtigung geschaffen, die für die Dauer von fünf Jahren vom Tag der 
Hauptversammlung gilt. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in die 
Lage versetzt, auch künftig in einem größeren Rahmen die Eigenkapitalausstattung der 
Gesellschaft den geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen. Es ist 
vorgesehen, bei der Ausnutzung der Ermächtigung den Aktionären grundsätzlich ein 
Bezugsrecht einzuräumen. Dabei können die neuen Aktien auch von einem oder 
mehreren Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht i. S. von § 186 
Abs. 5 AktG). Durch die Zwischenschaltung von Kreditinstituten wird die Abwicklung der 
Aktienausgabe lediglich technisch erleichtert. Der Vorstand soll allerdings ermächtigt 
werden, das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:  
 
Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats etwaige 
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Das dient dazu, im 
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhält-
nis herzustellen. Dies erleichtert die Abwicklung von Bezugsrechten und erspart 
zusätzlichen Aufwand.  
 
Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht für Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, die 
Unternehmenszusammenschlüssen oder dem Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen dienen. Dies schließt den 
Zusammenschluss mit anderen Unternehmen ein, soweit sich der Zusammenschluss im 
Wege der Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage zum Zweck des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen vollzieht. Bei 
dem Erwerb von Beteiligungen kann es sich um Beteiligungen jeder Größenordnung 
handeln. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, in geeigneten 
Einzelfällen Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung in diesen Fällen einzusetzen. Die 
Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, rasch und erfolgreich auf vorteilhafte 
Angebote oder sich bietende Gelegenheiten für Unternehmenszusammenschlüsse oder 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen zu reagieren. Die Gesellschaft bewegt sich im Markt der Entwicklung von 
Systemsoftware, der hauptsächlich durch US-amerikanische Konkurrenz geprägt ist. Im 
US-Markt wird der Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen oft nicht über Barmittel 
abgewickelt, sondern im Wege des Aktientausches. Auch der Gesellschaft sollte diese 
Transaktionsform zur Verfügung stehen. 
 
Die mit der Ermächtigung angestrebte Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlage zielt auf die Nutzung dieser Möglichkeiten. Im Wettbewerb mit anderen 
Unternehmen der gleichen Branche, die ebenfalls über die Möglichkeit zum Einsatz der 
Aktie als „Akquisitionswährung" verfügen, dient dies dem Erhalt und der Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit und der Erweiterung des eigenen Portfolios. Die Möglichkeit der 
Überlassung von Aktien zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Unternehmensbeteiligungen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
kann sich zudem gegenüber der Hingabe von Geld als die günstigere - weil 
liquiditätsschonende - Finanzierungsform für die Gesellschaft erweisen und damit auch 
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im Interesse der Aktionäre liegen. Vorstand und Aufsichtsrat werden in jedem Einzelfall 
sorgfältig prüfen, ob der Ausschluss des Bezugsrechts zu diesem Zweck notwendig ist 
und ob der Wert des zu erwerbenden Unternehmens oder der zu erwerbenden 
Unternehmensteile oder Unternehmensbeteiligung in angemessenem Verhältnis zum 
Wert der neuen Aktien der Gesellschaft steht. Derzeit gibt es keine konkreten 
Akquisitionsvorhaben, für die das Genehmigte Kapital ausgenutzt werden soll. 
 
Der Vorstand soll weiterhin ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage zu Gunsten der Inhaber von 
Options- oder Wandlungsrechten oder den zur Optionsausübung oder Wandlung 
Verpflichteten aus Options- oder Wandelanleihen, die von der Software AG oder einer 
100%-igen unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft der Software AG 
begeben wurden, oder der Inhaber von Options- oder Wandlungsrechten, aus denen 
nach der Verschmelzung der IDS Scheer AG auf die Software AG die Software AG 
verpflichtet ist, auszuschließen. Auf diese Weise sollen die Inhaber von Options- oder 
Wandlungsrechten oder die zur Optionsausübung oder Wandlung Verpflichteten so 
berücksichtigt werden können, als sei das Recht bereits ausgeübt oder die Pflicht 
bereits erfüllt worden. Der Ausschluss des Bezugsrechts in diesen Fällen hat den 
Vorteil, dass eine sonst nach den Options- oder Anleihebedingungen etwa erforderliche 
Ermäßigung des Wandlungs- oder Optionspreises für die bereits ausgegebenen 
Wandlungs- oder Optionsrechte oder die bereits begründeten Pflichten zur Wandlung 
oder Optionsausübung nicht erforderlich wird und dadurch ggf. insgesamt ein höherer 
Mittelzufluss ermöglicht wird.  
 
Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, bei einer Barkapitalerhöhung mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die 
Barkapitalerhöhung 10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung 
oder, falls dieser Betrag geringer ist, des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals (bei Anrechnung einer etwaigen Ausnutzung 
anderweitiger Ermächtigungen zur Veräußerung eigener Aktien oder Ausgabe von 
Options-/Wandelanleihen unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG) nicht übersteigt und der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet. Eine solche Barkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermöglicht es der Gesellschaft, günstige 
Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe 
Festsetzung des Ausgabepreises bessere wirtschaftliche Konditionen zu erreichen. Eine 
marktnahe Konditionenfestsetzung und reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung des 
Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des 
Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. Angesichts der häufig 
zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein 
Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung 
des Ausgabepreises und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei Bestand 
eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über dessen Ausübung (Bezugsverhalten) 
die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet oder mit zusätzlichen Aufwendungen 
verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen 
der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf Änderungen der Marktverhältnisse 
reagieren, sondern ist rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, 
die zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können.  
 
Der Vorstand soll somit mit dieser Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt 
werden, unter flexibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse die für die zukünftige 
Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der Eigenkapitalausstattung zu optimalen 
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Bedingungen vorzunehmen. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den 
Ausgabepreis so bemessen, dass er den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, 
und einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der 
endgültigen Festlegung des Ausgabepreises vorherrschenden Marktbedingungen 
möglichst niedrig bemessen. Hierdurch und durch die betragsmäßige Begrenzung der 
Ermächtigung auf 10% des Grundkapitals wird im Einklang mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung 
getragen und der Einflussverlust für die Aktionäre begrenzt. Aktionäre, die ihre 
Beteiligungsquote im Fall einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
aufrechterhalten möchten, haben die Möglichkeit, die erforderliche Anzahl von Aktien 
über die Börse zu erwerben.  
 
Die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- 
und Sacheinlagen ausgegebenen Aktien darf einen anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von € 17.229.636 (entsprechend 20% des derzeitigen Grundkapitals) nicht übersteigen. 
Diese Beschränkung stellt eine entsprechende Begrenzung von 
Bezugsrechtsausschlüssen nach oben hin sicher und begrenzt die mögliche 
Verwässerung der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre. 
 
Es bestehen derzeit keine konkreten Pläne, von der vorgeschlagenen Ermächtigung 
Gebrauch zu machen. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals berichten. 


